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TI -15"39 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST[)ND spQRI' § 

GZ 10.000/16-Par1/91 Wien, 12. April 1991 

Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Dr. Heinz FISCHER 

5:J'I/AB 

1991 -04- 18 
Parlament 
1017 Wien zu S92/J 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 592/J-NR/91, 
betreffend einklassige und mehrklassigeKleinschulen, die 
die Abgeordneten Mag. Karin PRAXMARER und Genossen am 
28. Feber 1991 an mich richteten, beehre ich mich wie folgt 
zu beantworten: 

ad 1) 
Die Belastung der Lehrer in "Minischulen", in denen sie-in 
Klassen unterrichten, wo Kinder verschiedener Schul stufen 
zusammengefaßt sind, wird in der Weise abgegolten, als diese 
Lehrer eine Zulage gemäß § 59a (1) des GG erhalten. 
Diese Bestimmung lautet: 
"Klassenlehrern an Volksschulen (Sonderschulklassen) mit 
mehreren Schul stufen gebührt für die Dauer dieser Verwendung 
eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für Klassen­
lehrer 

1. an Volksschulklassen (Sonderschulklassen) mit mehreren 
Schul stufen in mehrklassigen Volksschulen (Sonder­
schulen), soweit nicht Z 2 anzuwenden ist, S 728,--, 

2. an ungeteilten einklassigen Volksschulen (Sonderschulen) 
und an geteilten Klassen zweiklassiger Volks~chulen 
(Sonderschulen) S 1.104,--, 

3. an geteilten einklassigen Volksschulen (Sonderschulen) 
S 1.515,--. 
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ad 2) 
Soweit die Lehrerfortbildung angesprochen ist (zur Lehrer~ 
ausbildung wäre Abteilung Präs. 6 um Stellungnahme zu er­
suchen), kann mitgeteilt werden. daß in den Besprechungen 
mit den Abteilungsleitern für das allgemeinbildende Pflicht­
schulwesen an den Pädagogischen Instituten dieser Fragenkom­
plex thematisiert und im Rahmen der dem Bundesministerium 
für Unterricht und Kunst zustehenden Richtlinienkompetenz 
angeregt wurde, forciert in der Lehrerfortbildung zu be­
handeln. Darüber hinaus darf darauf hingewiesen werden, daß 
der von einer beim Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst eingerichteten Arbeitsgruppe erstellte Zwischenbericht 
den Landesschulräten, den Landesschulinspektoren, den Be~ 

zirksschulinspektoren, den Pädagogischen Instituten sowie 
den Lehrerinnen und Lehrern an weniggegliederten Grund­

schulen (darunter sind Schulen zu verstehen, in denen zwei 

oder mehrere Schul stufen gemeinsam unterrichtet werden) 
übermittelt wurde. Dieser Bericht (siehe Beilage), bietet 
einen Uberblick über die Situation der weniggegliederten 

Grundschule in Österreich und enthält Vorschläge und Empfeh­
lungen zur Verbesserung der Unterrichtsituation in diesem 
Schulbereich. 

ad 3) 
Derzeit erbringt der Bund bereits in der Form von 
sogenannten Schul versuchen zur Förderung von Kindern mit 
nicht-deutscher Muttersprache enorme Leistungen und im 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst wird noch vor 
Ende dieses Unterrichtsjahres ein Konzept erstellt, wie 
diese Schülerinnen und Schüler im Regelschulwesen gefördert 

werden können; u.a. wird an einem Lehrplan Deutsch für 
Kinder mit nicht- deutscher Muttersprache im APS-Bereich 
gearbeitet. 

Zur Bedeckung des lehrerstundenmäßigen Mehrbedarfes für 
diese Schulversuche sind im Stellenplan für das laufende 
Schuljahr, der sich noch zur endgültigen Zustimmung im 
Bundesministerium für Finanzen befindet, folgende Plan­
stellen vorgesehen. 

534/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)2 von 34

www.parlament.gv.at



Volksschule 
Hauptschule 
Polytechnischer Lehrgang 
Sonderschule 

Beilage 

- 3 -

544 

302,4 

22,9 

52 

921 ,3 

/L 

534/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 3 von 34

www.parlament.gv.at



o 
o 
o 
o 
o 

o 

534/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)4 von 34

www.parlament.gv.at



DIEWENIGGEGLIEDERTE 
GRUNDSCHULE IN ÖSTERREICH 

Ein Zwischenbericht 

aps 
AlJlemeinbildende Pnlebu.:bulen 

Aa&lr_ aerleble. Dokumen ... !.ionen. 
Nr.24 

Bund.....u.blerlum rür Un&errlehI.Kun.' und Sport 

534/A
B

 X
V

III. G
P - A

nfragebeantw
ortung  (gescanntes O

riginal)
5 von 34

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



DIE WENKGGEGLIEDERTE GRUNDSCHULE 
IN OSTERREICH 

Ein Zwischenbericht 

Redaktion: 
Kurt Jäger, Ernst Joppich, 

Franz Nösterer, Gudrun Salzer, 
Johann Schrattenecker, Wilhelm Wolf 

Medieninhaber und Herausgeber: 
Bundesministerium für Unterricht, 

Kunst und Sport, Abt. VI 

Umschlag: 
Zeichnung eines siebenjährigen Kindes 

Grafische Beratung: 
Werner Ocenasek 

Druck: 
Abteilung I des Zentrums für 

Schulversuche und Schulentwicklung 
Universitätsstraße 70 . 

9020 Klagenfurt 

Kefermarkt - Schloß Weinberg, Wien 1990 

1 • 

2. 

2.1 

2.2 

2.3 

2.3.1 

2.3.2 

2.4 . 

2.5 

2.5.1 

2.5.2 

2.5.3 

2.5.4 

2.5.5 

3. 

3.1 

3.2 

3.3 

3.3.1 

3.3.2 

3.4 

3.5 

3.6 

4. 

4.1 

4.2 

4.3 

4.4 

5. 

INHALTSVERZEICHNIS 

Seite 

Vorbemerkung ••••••••••••• 0 •••••• 0 ••••••••••••••••• 

Grundschule in österreich ••••••••••••••••••••••••• 3 

Leitbilder der SChulentwicklung ••••••••••••••••••• 3 

Schulorganlsatlon ••••••••••.•••••••••••••••••••••• 4 

Lehrerbedart ••••••...• 0........................... 5 

Rundschreiben 39d als Berechnungsgrundlage •••••••• 5 

Die Auswirkungen der 7. SchOG-Novelle auf die 
Planstellensituation in der Grundschule ••••••••••• 7 

Die Entwicklung der asterreichischen Grundschule 
bis Ober die Jahrtausendwende ••••••••••••••••••••• 8 

Folgerungen und Perspektiven: 
Die schOlernahe Schule •••••••••••••••••••••••••••• 10 

Die pldagogische Nahversorgung erhalten •.•••••••••• 10 

Die Erfahrungs- und Erlebniswelt der [inder 
berQcks1chtlsen ••••••.•••••••••••••••••••••••••••• 10 

Die Schulpartnerschart verwirklichen •••••••••••••• 11 

Den Schuleintritt harmonisch gestalten •••••••••••• 12 

Unzumutbaren Zeitaurwand rUr den Schulweg in 
Zentralschulen vermeiden •••••••••••••••••••••••••• 12 

Zur pldagogischen Situation der wenlggegliederten 
Grundschulen heute und mögliche Perspektiven einer 
Reform .............................................. l.1f 

Abteilungsunterricht und Differenzierung •••••••••• 14 

Integration von Kindern mit besonderen BedOrfnissen 16 

Nahtstellenproblematik ••••••••••••••••••••••••••• ~ 17 

Die vorschulische Betreuung an der 
weniggegliederten Grundschule ••••••••••••••••••••• 17 

Obertritt in weiterfOhrende Schulen (RS, ARS) 18 

Verbindliche Obung lebende Fremdsprache ••••••••••• 19 

Unverbindliche Obungen •••••••••••••••••••••••••••• 20 

Schulveranstaltungen •••••••••••••••••••••••••••••• 21 

Der Lehrer/Die Lehrerin in der 
weniggegliederten Grundschule ••••••••••••••••••••• 22 

Planung und Gestaltung des Unterrichtes ••••••••••• 22 

Lehrerausbildung •••••••••••••••••••••••••••••••••• 24 

Lehrerfortbl1dung ••••••••••••••••••••••••••••••••• 26 

Die weniggegliederte Gruddschule in 
der Gesetzgebung usw •••••••••.•••••••••••••••••••. 27 

VorschlAge und Empfehlungen der ministeriellen 
AG rOr die weniggegliederte Grundschule ••••••••••• 28 

534/A
B

 X
V

III. G
P - A

nfragebeantw
ortung  (gescanntes O

riginal)
6 von 34

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



6. 

7. 
B. 

9. 

10. 

Summary 
Die Situation der weniggegliederten 
Grundschulen in österreich ••••••••••••••••••••••• 29 

Anmerkungen (FN) ••••••••••••••••••••••••••••••••• 32 

Anhang ••••••• " ••••••••••••••••••• 11 ••••••••••••••• A1 

Die Mitglieder der minist~riellen Arbeitsgruppe A19 

AbkUrzungsverzeichnis •••••••••••••••••••••••••••• A20 

1. Vorbemerkuns 

Dieser Zwischenbericht beschäftigt sich mit der weniggeglieder­

ten Grundschule (im folgenden Text mit "WG" abgekUrzt). Unter 

WG werden solche Schulen verstanden, in denen in einer Klasse 

mehrere Schul stufen zusammenget'aßt und gemeinsam unterrichtet 

werden. 

Bei der tägliChen Unterrichtsarbeit kommt es daher zur Bildung 

von Abteilungen, das sind Kindergruppen, die 

- gleichzeltig, 
- in verschiedenen Unterrichtsgegenstlnden mit 

unterschiedlichen Lerninhalten, 
- von nur einem Lehrer/einer Lehrerin, 
- im gleiChen Raum 

unterriChtet werden mUssen. 

Da der Unterricht tUr alle SchUler/innen gleichzeitig ablAuft, 

der Lehrer oder die Lehrerin aber nur mit einer Gruppe von 

SchUlern/innenunmittelbar arbeiten kann, fillt tUr alle Kinder 

täglich ein betrlchtlicher Teil von mittelbarem Unterricht 

(Stillarbeit/Stillbeschlftigung) an. 

GegenUber der hochorganisierten Volksschule, in der Jede Klasse 

einer Schulstute entspricht, ist daher das Ausmaß der direkten 

Lebrerzuwendung in der WO deutlich geringer. Schulversuebe ha­

ben bereits Ende der 70er Jahre in einigen Bundeslindern das 

Ziel vertolgt, inbaltliche .und organisatorische Maßnahmen zu 

erproben, um annlbernd gleicbe Bedingungen wie in der vierklas­

sig organisierten Grundscbule zu scbaffen. Derartige Scbulver­

suche wurden zunlcbst gemlß S7 des Schulorganisationsgesetzes 

und ab dem ScbulJabr 1984/85 im Rabmen des Artikels IV der 7. 

Scbulorganisationsgesetz-Hovelle erprobt (Vergleicbe hiezu 

z.B. die diversen Publikatlonen des Zentrums'». 
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Ilil H1nblick auf d1e zeit11che BegrenZung2 ) zur DurchfUhrung 

d1eser Schulversuche bzv. auf notwend1ge Obertragungsmaßnahmen 

wurde daher Uber Auftrag von Frau Bundesm1n1ster1n Dr. Hilde 

Haw11cek e1ne minister1elle Arbe1tsgruppe3) zu Beginn des 

Schuljahres 1988/89 e1nger1chtet m1t der Aufgabe 

_ d1e aus dem Schulversuch gewonnenen Er~ahrungen und Ergebnis­

se aufzuarbe1ten und zu bewerten 

_ Vorschl!ge rUr d1e Obernahme 1ns Regelschulwesen zu unter­

breiten (Vgl. 1n d1esem Ber1cht S. 29f) und 

_ als Beratungsgrem1um rUr d1e methodisch-didaktische Gestal­

tung des Unterr1chts in der WG zu fungieren. 

Diese Arbeitsgruppe legt nun nach knapp zwei Jahren Tltigkeit 

einen Zwischenbericht vor, der 

_ Vorschl!ge zur Verbesserung der Situat10n an der WG im Zusam­

menhang m1t e1ner Novel11erung des Grundschullehrplanes 1986 

macht, 

_ Vertiefungsstudien z.B. 1m Bereich der Lehrerfortbildung und 

zur Erstellung von Schulbnchern anregt und 

_ e1ne umfassende Informat1on Qber einen Bereich der Osterrei­

chischen Schulwirkl1chkeit erm6glicht, der gelegentlich eher 

Ubersehen w1rd. 

Die Arbeitsgruppe 

- 3 -

20 Gruodsobula io 6starraiob 

2.1 Leitbilder der SObulGDteiokluDS 

In der Schulentvicklungsphase nach dem Zwe1ten Weltkrieg wurde 

von der Uberwiegenden Mehrzahl der B1ldungsrorscher und -planer 

dem Le1tbild der vollorganisierten Zentralschule ein b6herer 

Stellenwert eingerlumt als der wohnortnahen, n1edr1gorganis1er­

ten Kleinschule. D1ese wurde te1ls als nberholtes Rel1kt ver­

gangener Ze1ten und als ,weniger le1stungsfähig eingestuft. Hohe 

"Sch11eßungsquoten" wurden geradezu als Zeichen moderner Schul­

politik nicht nur in Österreich gepriesen. 

Die Kleinschule hatte in weiten BevlSlJcerungs- und Lehrerkrei­

sen, aber auch 1n Kreisen, d1e fnr Schul- und Bildungspol1tik 

verantwortlich waren, teilweise ein Image, das von Nostalg1e, 

Unterricht in abgenntzten Klassenz1mmern, Unterricht m1t veral­

teten Methoden und uralten Lehrmitteln gepr!gt war. 

Wenn man s1ch von diesen unbegrUndeten Vorurteilen 1lSst, daß 

Kleinschulen etwas Negatives sind, kann bei entspreChender per­

soneller Vorsorge den Schillern auoh in peripheren l!nct11chen 

Gebieten dia gle1chwertige Schulbildung gewährt werden, wie sie 

Kindern aus dichter besiedelten Geb1eten m1t hochorganisierten 

Schulen zukomlllt. 

Es zeigt lI1ch, daß bei einem zeitgemäßen SChulangebot die Zu­

friedenheit der Eltern und Lehrer 1n solchen Schulen sehr hoch 

ist. Die Situation in Ober6sterreich, wo ca. 80 ~ der 132 

Kleinschulen am Sohulversuch -Weniggegliederte Grundsohule" 

teilnahmen, veranschaulichte durch versohiedenste Aktivitäten4 } 

der betroffenen Eltern, daß diese stark hinter -ihrer" Sohule 

stehen. Diese Schulen haben durch den Schulversuch auch elie 

HlSglichkeit erhalten, sich als moderne Schule zu präsentieren. 

Die starke Einschrlnkung des Abteilungsunterrichtes und die 

M5gl1chlte i t der besonderen Zu wendung gegenUb er dem einzelnen 

SchUler haben in der Bev8lkerung ein sehr positives Bild einer 

zeitgemlßen Grundschule entstehen lassen. 
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Die Volksschule ist in lindlichen Gemeinden eines der ~ichtis­

sten Iqstrumente der sozialen Integration und eine der wenigen 

Einrichtungen der 6ffentlichen Infrastruktur. FOr das soziale 

GetOge eines Ortes (Dorfes) ist es deshalb nicht gleichgQltig, 

ob die nachwachsende Generation diese grundlegenden sozialen 

Beziehungen vorwiegend im eigenen Dort aufbaut und sich dadurch 

auch stlrker mit der eigenen Ortschaft identir1ziert. oder ob 

sich die Kinder der Schulgemeinschatt einer Nachbargemelnde/ 

eines NaChbarortes zugeh"rig rOhlen. DarOber hinaus errOllen 

die Lehrer/innen in lIndlichen Gebieten lIIei.st in h6herem Ausmaß 

außerscnulische Funktionen als in stldtischen Bereichen. 

2.2 SCbulorganlsatloD 5) 

Die Schulstatlstik tllr das SChuljahr 1988/89 weist aus, daß 

mehr als ein Viertel der 6sterreichischen Volksschulen (25,6 ~) 

wenigiegliederte Schulen mit 1 - 3 Klassen sind. 

Durch den Geburtenrllckgang wird die Zahl dieser Schulen noch 

steigen. 

Es gibt in allen Bundesländern, außer Wien ... "Klein.scbulen". .'. 

111 Burgenland sind es lIehr als die Hlltte (ca. 55 J), in N1e­

der5sterreich etwa ein Sechstel (ca. 16 J) aller Schul stand-

orte. 

Ca. 10 $ aller an österreichs Volksschulen gerOhrten lIassen 

sind an VG. 

Hehr als 26.000 SChiller/innen, das sind ca. 8 J aller Volks­

schiller/innen in österreich, werden in 1.766 Klassen an wa un­

terrichtet. 

Nur etwa 8 J aller Klassen an WG werden lIIit weniger als 100 

Schillern/innen gefllhrt. Dies ist durChwegs durch die 8eograph~ 

sehe Lage dieser Schulen bedingt. 

- 5 -

2.3 Lehrerbedatf 

2.3.1 Ruadschreibea 39 d als Berechauagsgrundlage 

Grundlage der Stellenplan-Berechnung für die VS ist das Rund­

schreiben 39 d des BHUK aus dem Jahre 19BO.*) Dieses besagt, 

daB sich die Gesamtzahl der Planstellen6 ) für Leiter, litera­

rische Lehrer, Religionslehrer, Lehrer für Werkerziehung, le­

bende Fremdsprache 6 ) Vertretungen und Schulversuche folgender­

maßen errechnet: 

- Oie Maximalzahl der Planstellen des betreffenden Bundeslandes 

ergibt sich durch Division der Gesamtschülerzahl aller Volks­

schüler durch 18 (Schüler der Vorschulklasse durch 12 7 ), ver­

mehrt um die Zahl der bestehenden Schulen. 

Als Zuschlag ist die Zahl der Planstellen für Sonderverwen­

dungen (Karenzierte, PräsenZdiener, Abgeordnete zu den ge­

setzgebenden KörperSChaften, Abstellungen für Personalvertre­

tungen und Gewerkschaft, Islamischer Religionsunterricht, 

muttersprachlicher Zusatzunterrlcht für Gastarbeiterkinder, 

Deutsch für Gastarbeiterkinder, zusätzlicher Bedarf für ganz­

tägige SChulformen, zweisprachiger Unterricht) zulässig. 

Wie die Schulstatistik zeigt, wird in allen Bundesländern in 

unterschiedlichem AusmaB von diesen Zuachllgen Gebrauch ge­

macht. Für die vorliegende ErlSrterung ist v.a. die Festatel­

lung beöeutsam, daS mlSgliche Gründe für Oberschreitungen 

nicht bei den Itleinschulen zu suchen sind, sondern im Gegen­

teil diese sogar noch Stundenguthaben bringen, wie dies in 

den .nachfolgenden Beispielen gezeigt werden soll. 

Eine genauere Betrachtung der Statistik verdeutliCht, daS 

entgegen der bisher gelulerten Meinung nicbt die Kleinschulen 

die Verursacher dieser Oberschreitungen sind. 

In den nachfolgenden Beispielen wird nachgewiesen, daS die WG 

nach dem Rundschreiben 39 d eigentliCh Planstellen für hlSber 

organisierte Schulen "freisetzt". 

Beispiel 1: PST - Planstellen 

Für eine einklassige VS mit 18 Schülern ergibt sich folgende 
Planstellen-Berechnung: 

18 18· I PST7) --- IST-STAND = 24 U! 
+ 1 PST für den Standort (Schulleiter) 
~ --- SOLL-STAND = 48 UE 

*) Zl. 39.737/18-39/80 vom 30. April 1980 
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An Unterrichtseinheiten fallen an: 

G I) 

) mit 22 UE + 2 FaU + 4 Rel + 2 WE + 2 uO = 32 UE 

G II) + ICustodiat 

+ t.eiterreststd. 

12 Unterrichtseinheiten sind frei; das 

entspricht einer halben Planstelle I 

Bdspiel 2: 

2-kl. VS mit 36 SchOlern: 

36 : 18 = 2 PST IST-STAND = 48 UE 

. + .l....!.ll 
3 PST --- SOLL-STAND = 72 UE 

An Unterrichtseinheiten fallen insgesamt an: 

= UE 

= 3 UE 

36 UE 

===== 

GS I mit 18 UE + FaU + 2 Rel + 2 WE + 2 uO = 25 UE 

GS 11 mit 22 UE + FaU + 2 Rel + WE + 2 uD = 28 UE 

+ ICustodiate = 2 UE 

+ Leiterreststd. = 11 UE 

59 UE 

===== 

13 Unterrichtseinhe1ten sind noch fre1; dies bedeutet, daß die 

HG ungefähr eine halbe Planstelle, die 1hr nach 39 d noch zu­

stOnde, nicht verbraucht; sie wandert an eine haher organ1-

s1erte Schule. 

Beispiel 3: 

3-kl. VS mit 56 SchDlern: 

56 : 18 3 PST IST-STAND = 72 UE 

+ 1 PST --- SOLL-STAND = 96 UE 

- 7 -

An Unterrichtseinheiten fallen an: 

1.ICla:ue: 18 UE + FaU + 2 Rel + "E. + uD + 2 LRST = 25 UE 

2.IClasse: 22 UE + Fau + 2 Rel + WE + uO + 2 LRST = 29 UE 

3.IClasse: 22 UE + FaU + 2 Rel + 2 WE + 2 uO + LRST = 31 UE 

+ ICustodiate = -L!!! 
87 UE 

9 Unterrichtseinheiten sind wiederum frei. 

Die angestelltert Berechnungen zeigen, daß in der P~axis Plan­

stellen aus den WG herangezogen werden. um eine m5glichst hohe 

Organisationsform in den Obrigen VS zu erhalten. 

2.3.2 Die Auswirkungen der I. ScbOG-!ovelle auf die Planatel-. 

lenai tUI1l tion in der GrlllDci!ilcbul-e 

Durch die 7. SchOG-Novelle vom 30.6.1982 (BGBl.Nr. 365/1982) 

wurde die IClassenschOlerh5chstzahl von 36 auf 30 herabgesetzt. 

Dies hatte zur Folge, dai sich die Anzahl der VS-IClassen an 

hochorganisierten Schulen vermehrte, an- der WG aber keine Ver­

besserungen der Organisat1onsstruktur erreicht wurden. 8 ) FO,. 

die blG mUßte daher eine gestaffelte IClassenschOlerh5cbstzahl 

festgesetzt werden, Je nachdem, ob zwei oder mehr Schul stufen 

1n einer Klasse gemeinsam unterrichtet werden. 

Die durcb d1e Senkung der IClassenscbOlerb6chstzahien zusltzlicb 

notwendigen Planstellen finden im Rundscbre1ben 39 d keine Be­

rOcksichtigung, da d1eses nicht auf die 7. SchOG-Novelle abge­

stimmt wurde. Dies zeigte sich in den vergangenen Jahren - wie 

bereits erwähnt - durch permanente Planstellen-Oberschreitungen 

in allen Bundesländern. 

Eine mathematische BeweisfOhrung fOr die gerechtfertigte Ände­

rung des Rundscbre1bens 39 d ergibt sich aus folgender Propor­

tion: 

36 30 = 18 

X = 15 

X 
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2.4 Di~ Bntwicklun3 der 5sterreicbiscben Grundscbule bis Ober 

dia Jahrtausend~ande 

Die anschließend wiedergegebenen Ausfilhrungen sind delll "Sze­

nario ilber die Entwicklung des 8sterreichischen Volksschulwe­

sens bis zum Jahre 2011" von P. MEUSBURGER9) entnollllllen und 

teilweise stark gekQrzt, wiedergegeben. 

Das asterreichische Volksschulwesen wird in den nllchsten· drei 

J.C!:.~r..;ehnten einen tiefgreifenden Strukturwandel erfahren, der .,.-:.,.; . 
z\i: durch folgende Veränderungen gekennzeichnet sein wird: 

- starker Rückgang der SchOlerzahlen nach delll Jahr 2000 

- Trend zu niedriger organisierten (ein- bis dreiklassigen 

Volksschulen bzw. zu kleineren SChulgr5ßen 

- weitere Auflassung (Stillegung) von Kleinschulen in je­

nen Bundeslllndern, in denen die vollorganisierte Schule 

als Leitbild beibehalten wird 

- zunehmender Anteil von Gastarbelterkindern. 

Das Standortnetz der Volksschulen ist in den westlichen Bundes­

Illndern aus verschiedenen GrQnden viel engmaschiger als in den 

Clstlichen Bundesllndern(die Hillionenstadt Wien bildet eine 

Ausnahllle). So gab es etwa illl· Jahr 1987/88 in Vorarlberg und 

Tirol auf jeweils 4,6 kill 2 Dauersiedlungsf'liche eine Volks­

schule, in Kirnten auf' 8,4 km 2 , in Salzburg auf' 9,0 km 2 , in 

Ober8sterreich auf 11,7 km 2 , illl Burgenland auf' 12,6 klll 2 und in 

Niederasterreich auf' 18,1 k1ll 2 • 

Aus der Dichte des Standortnetzes darf' Jedoch nicnt auf ein 

"Entwicklungsgef'lllle" im Ausbau des Volksschul wesens geschlos­

sen werden. 

Nach den BevlSlkerungsprognosen des öSTERREICHISCHEN INSTITUTS 

FOR RAUMFORSCHUNG (OIR) wird die Altersgruppe der FOnf- bis 

Neunjllhrigen zwischen 1981 und 2011 um 23,3 $ abnehmen. Zwi­

schen 1981 und 1991 soll der ROckgang 4,9 S betragen. Zwischen 

1991 und 2001 wird diese Altersgruppe um 3,0 bis 3,1 S abnehmen 
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undf'Qr den ZeitraulII zwischen 2001 und 2011 wird wieder eine 

Abnahme von 16,9 bis 17,2 ~ prognostiziert. Wenn man diese 

Trendprognose auch f'Qr die Sechs- bis Zehnjährigen gelten läßt 

und davon ausgeht, daß die Zahl der VolksschQler/innen zwischen 

1981 und 2011 um rund 93.500 abnimmt, und keine gr8ßeren Ref'or­

men des Volksschul wesens durchgefQhrt werden, ist 111 i t einem 

weiteren Ansteigen der Standorte von WG zu rechnen. 

Nacll den rein hypothetischen Annahmen, daß die Zahl der Schulen 

gleich bleiben wird und sich die Schillerzahlen innerhalb eines 

Bezirkes nach den VOIII aIR prognostizierten Trends entwickeln 

werden, wird sich der Anteil. der Scbulen mit 1-10 ScbOlern 1m 

Zeitraum zwischen 1981/88 und 2011/12 von 1,9 $ auf 2,8 J er­

hahen und der .lntell der Sobulen mit 11-20 ScbOl.rn wird von 

4,8 Sauf 8,3 Sansteigen. 

Im gesamtClsterreichischen Durchschnitt wird also im Jahre 2011 

voraussichtlich jede neunte Volksscbule (11,1 .S) nur Docb 1-20 

ScbOler/inDen zählen und weitere 35,8 ~ der Sohulen verdeo 

zwiSChen 21-60 SchOler/inDen aufweisen. 

Der Anteil der Schulen mit mehr als 60 SchOlern/innen wird von 

64,0 S (1981/88) auf 54,5 $ (2011/12) sinken. 

Der Anteil von Volksschulen mit 100 oder mehr SchOlern wird 

sich VOD 31 S (1981/88) auf etwa 30 $ (2011) verringern. Mur 

noch 5 $ der Volksschulen werden von 200 oder mehr SchOler/ 

innen besucht werden gegenOber 9 S illl Jahre 1981/88. 10 ) 

Wllhrend es im Schuljahr 1981/88 in Ost~rreich erst sieben poli­

tische Bezirke mit mehr als 20 S Kleinscnulen (1-20 SchOler) 

gab, werden unter den gegebenen Annahmen im Jahre 2011 18 poli­

tische Bezirke menr als 20 SKleinschulen und 9 Bezirke mehr 

als 30 ~ Kleinschulen unter den Volksschulen auf'weisen. 

Die n5chsten Anteile an Kleinschulen (= 1-20 SchOler) werden i. 

Jahre 2011 f'Or die Bezirke Oberpullendorf' (51,5 $ Kleinscbu­

len), Reutte (51,2 S), V8lkermarkt (44,7 S),.Oberwart (41,2 $). 
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Jennersdorf (40,0 ~), Hermagor <38,1 ~). Gllssing <33,3 ~), 

Landeck (32,O~) und Waidhofen/Thaya (31,5 ~) erwartet. 

Das Problem der Kleinschulen in den 80er Jahren kann nicht als 

ein lokales Problem abgetan werden, das nur wenige Regionen in 

6sterreich bzw. einen sehr geringen Prozentsatz der VolksschU­

ler betrifft. Denn diese Problematik wird in den kommenden 

Jahren fliebenalais ein sebr groaes Gebiet ( etwa ein Viertel 

eller politisChen Besirlte) betreffen und deshalb auch eine wich­

tige politische und planer ische Dimension erreichen. 

2.5 PolgeruD3ea und Perspektiven: Die scbßlernabe Scbule 

285.1 Dle pädagogisobe labversorgung erbalten 

Nahversorgung darf sich nicht nur auf wirtschaftliche Bereiche 

beschrlnken, sie muß auch Bildung und Kultur mit einSChließen. 

Daraus lißt sich der Anspruch auf die eigene Schule in der Ge­

meinde ableiten. 

Die Erhaltung dieser Schulen sollte. sich nicht Ilberwiegend an 

quantitativen Kriterien (Klassenzahlen, SChIllerzahlen. Pro­

Kopf-Kosten, Schulerhaltungskosten, etc.) orientieren. sondern 

es IIIllssen auch optimale pädagogische Bedingungen gerade fl1r 

Kinder in wirtschaftlichen Problemregionen geschaffen werden. 

Es ist darUber hinaus zu trachten, daß die "gewachsene Schul­

landschaft" erhalten bleibt. BeabsiChtigte Sprenge linderungen 

sollten keinesfalls zum Nachteil von Kleinschulen durchgefUhrt 

werden. 

2.5.2 D:Le Brf'ahrungs- und Krlebnls\felt der- ltlndef' berClckslcb­

tlgen 

Ca. 46 % der 5sterreichischen Bev5lkerung lebt auf dem Lande. 

Dadurch ist auch die Erfahrungs- und Erlebniswelt etwa der 

Hälfte der in 6sterreich lebenden Kinder geprägt. Im Punkt 3 

11 

der didaktischen Grundsätze Cllr die Grundschule verlangt der 

Lehrplan, daß "der Unterricht nach H6g1ichkeit von der konkre­

ten Erlebniswelt des .andes ausgeht und zu dieser auch wieder 

zurllckfUhrt."'1) 

DarUber hinaus verlangt der Lehrplan der Volksschule als Bil­

dungs- und Lehraufgabe im UnterriChtsgegenstand Sachunterricht, 

daß "Inhalte aus den einzelnen Teilbereichen unter besonderer 

BerQcksichtigung der Erfahrungs- und Erlebniswelt der Schiller 

ganzheitlich aufeinander abgestimmt werden. R12 ) 

FQr sechs- bis zehnjährige Kinder ist diese ErCahrungs- und Er­

lebniswelt der zu Fuß erreichbare Umkreis der Wohnung. 

Lehrplangerechter Grundschulunterricht sollte daher in der Um­

gebung des Wohnortes stattfinden. 

"VerbaltensCorscher sprechen sich auch im schuliscl'len Bereich 

CQr eine Bindung des Kindes an seinen Wohnort aus. Das Kind 

sollte zumindest bis zum zehnten Lebensjahr in der heimatlichen 

Umgebung die Schule besuchen kannen. 

An der "eigenen" Schule kann der Lebensraum der Schiller als 

Lernort genutzt werden. Es besteht die Möglichkeit, aktuelle 

Anlisse im sozialen Umfeld aufzugreifen, zu bearbeiten und da­

durch eher wirk:sam werden zu lassen. Ein Zusammenfllhren von 

Alltagsrealitllt und Lernen fllhrt zu einer aktiveren und blei­

benderen Auseinand~rsetzung mit Lerninhalten. 

Lebr- und Lernfor:en :sollten RUcicsicht nehmen auf die indivi­

duelle Lebenserfahrung der Schiller (biographische Komponente) 

sowie vom Engagement der Betroffenen (bedllrfnisorientierte Kom­

ponente) getragen werden."'3) 

2.5.3 Dle Scbalpartnerscbaf't v&r-w1rklloben 

Die besondere Situation der Volksschule verlangt engen Kontakt 

und partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Schule und El­

ternhaus. Gegenseitige Information wird durch das persönliChe 

Kennen von Lehrerinnen/Lehrern und Eltern bzw.Erziehungsbe-­

rechtigten besser wahrgenommen. 
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Graßere räumliche Entfernungen fOhren zu Kontaktverminderungen 

der Erziehungsberechtigten mit der Schule. Daraus folgt viel­

fach ein geringeres Vertrauensverhältnis, das aber fOr eine ge­

deihliche Schulpartnerschaft unbedingt notwendig wäre. Auch die 

Mitarbeit der Eltern bei der Gestaltung schulischer Aktivitäten 

wird erleichtert, wenn Schulort und Wohnort ident sind. 

Die "eigene" Schule in der näheren Umgebung bedingt auch einen 

besseren pers5nlichen Kontakt der Erziehungsberechtigten unter­

einander. Schule wird so ein AnliegenfOr die Eltern; sie set­

zen sichfO~ Belange "ihrer" Schule ein. 1q ) 

2.5._ Den Scbuleintritt baraoniscb gestalten 

Der Lehrplan der Volksschule legt besonderen Wert auf die päd­

agogische Gestaltung des Schuleintrittes: "Es ist daher darauf 

zu achten, daß zunllchst die dem Kind bekannten und vertrauten 

Formen des tlglichen Lebens, der Sprache, des Spielens und des 

hllufig eher zufIlIligen Lernens von der Schule aufgenommen wer­

den."15) In der wohnortnahen Schule befindet sich das Kind in 

einer ihm vertrauten Umgebung. Die pers5nliche Bekanntschaft 

mit den Lehrpersonen gestaltet den SChuleintrltt fOr das Kind 

einfacher. Kennt die Lehrerin/der Lehrer die Familiensituation 

des Schulanfllngers/der Schulanfllngerin, kann die Schulein­

trittsphase individuell gestaltet und behutsam auf die eher 

zielorientierten 

werden. 

Lehrformen der Grundschule Obergeleitet 

2.5.5 Unsuautbaren Zeitautv8nd fOr den Scbulweg in Zentralscbu­

lEin .eraelden 

"Die räumliche Konzentration der Volksschul standorte osv. die 

Auflassung der wohnortnahen Schule bringt fOr viele sechs- bis 

zehnjährige SchOler einen unzumutbar großen Zeitaufwand fOr den 

SChulweg mit sich. Selbst wenn sich die Dauer des SchOlertrans­

portes mit 5t't'entlichen Verkehr9mittelnoder SchOlerbussen im 
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vorgegebenen Rahmen (z.B. 30 Minuten) bewegt, darf nicht über­

sehen werden, daß die Wartezeiten der FahrschOler vor und nach 

dem Unterricht oft wesentlich länger sind als die reine Fahr­

zeit. Da sowohl die affentlichen Verkehrsmittel als auch die 

privaten Omnibusunternehmer eine Kosten-Hutzen-Optimierung an­

streben und deshalb Fahrpläne und StreckenfOhrung nicht auf deo 

Stundenplan jeder einzelnen Volksschule oder die BedOrfnisse 

peripher gelegener Ortschaften abstimmen kannen, wird auf die 

SchOler der p~ripheren lIndlichen Gebiet~ in der Regel weniger 

ROcksicht genommen als auf jene der dicht besiedelten Stadtre­

gionen, die den graßten Teil des Fahr-gastaufkommens stellen. 

Dadurch haben die Fahr-schOler aus .peripheren ländlicheJi 

Ge b ie ten in d er- Regel n ich t nur- längere Fahrze i ten, so nd er;n 

auch lllngere Wartezeiten."16) 

Weiters muß in diesem Zusammenhang noch die Vielfalt der- Sied­

lungsformen in 5sterrelch berDcksichtigt werden: Schulen in 

dOnn besiedelten Gebirgstllern; Betreuung von Kinder-", die in 

~inzelgehaften und Weilern wohnen; Schulen in Gebieten, die is 

Winter- schlecht erreichbar sind, u.a.m. 

Alte - und oft kOrzere - Fußwege (Kirchensteige), die in frühe­

rer Zeit von den Or-tsbewohnern benOtzt wur-den, existieren nicht 

mehr bzw. sind ungangbar. Kindern im VS-Alter bleiben tr-otz des 

SChOler-transpor-tes oft lange Schulwege durch Wälder, dieBewäl­

tigung großer H5henunterschiede, aber- auch gefährlicher Weg­

strecken nicht erspar-t. Durch die Auflasung der Volksschul ober­

stuten mOssen die Sechs- bis Zehnjllhr-igen ohne die Obhut der 

"Großen" den Schulweg bewältigen. Sehr- frOh mDssen die Kinder 

zu den Haltestellen. Lange Fahrzeiten der Busse - bedingt durch 

die "Sammelstellen" auf den Fahrtrouten - fordern sehr frOhe 

Abfahrtszeiten. 

Besonder-s große Pr-obleme ergeben sich, wenn die erforderliche 

HindestschOlerzahl fOr einen Transport nicbt mehr gegeben ist. 

und die SchOler/SchDlerinnen dadurch oft lange unzumutbare 

SChulwege zur~cklegen müssen. Eine wohnortnahe Kleinschule kana 

sich den gegebenen Bedingungen besser anpassen. 
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ijeiters ~ird auch von medizinischer Seite darauf verwiesen, daß 

unzumutbar lange SChulwege sowohl karperliche als auch seeli­

sche Gesundheitsrisken in sich bergen und der erhebliche Zeit­

auf~and der FahrschQler auf Kosten der Erholungszeit gebt. 

3. Zur pädagogischen Situation der veniggegliederten Grund­
schulen beute und magliehe Perspektiven einer Reform 

3.1 dbteilungsunterrieht und Differenzierung 

Ein Charakteristikum der weniggegliede~ten Grundschule ist der 

Abteilungsunterricht. Die Besonderheit 11egt darin, daß in 

einer Klasse mehrere SChulstufen zusammengefaßt und gemeinsam 

unterrichtet werden. 

Bei der täglichen Unterrichtsarbeit kommt es daher zur Bildung 

von Abteilungen, das sind Kindergruppen, die 

- gleichzeitig, 
- in verschiedenen UnterriChtsgegenständen mit 

unterschiedlichen Lerninhalten, 
- von nur einem Lehrer/einer Lehrerin, 
- 1m gleichen Raum 

unterrichtet werden massen. 

Da der Unterricht für alle SChüler/innen gleichzeitig abilluft, 

der Lehrer oder die Lehrerin aber nur mit einer Gruppe von 

Schülern/innen unmittelbar arbeiten kann, fällt für alle Kinder 

tägliCh ein beträchtlicher Teil von mittelbarem Unterricht 

(gtillarbeit/Stillbeschäftig~ng) an. 

Besonders spürbar wird dieser Mangel an unmittelbarer Zuwendung 

des Lehrers/der Lehrerin im elementaren Bereich, in den Grund­

lehrgängen. 

Eine Stlllbeschäftigung für Kinder der 1. Schulstufe in Klas­

sen, in denen sie mit (indern der 2. Schulstufe und/oder ande­

ren Schulstufen gemeinsam unterrichtet werden müssen, bereitet 

die gr6ßten Probleme. 

Der im Lehrplan bislang vorgesehene schulstufenreine Unterricht 

fDr die 1. SChulstufe im 1. Halbjahr 11 ) kann obwohl aus trans­

porttechnischen als auch dienstrechtlichen Gründen nicht iM 

vollen Umfang angeboten werden. 
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Eine zusitzliche Leistungsdifferenzierung innerhalb der Schul­

stufen ist wegen der schon erforderlichen Differenzierung nach 

Schulstufen kaum leistbar, obwohl gerade die unterschiedlichen 

Eingangsvoraussetzungen und das ungleiche Lerntempo eine erhah­

te Zuwendung des Lehrers/der Lehrerin erforderten. 

Gerade in dieser Anfangszeit in der Schule benatigen Kinder un­

mittelbar Rückmeldungen über ihren Arbeitserfolg, bedürfen der 

Ermunterung und des Ansporns, aber auch der Kontrolle durch den 

Lehrer/die Lehrerin. 

Dies erfordert viel Zeit, die dem Lehrer/der Lehrerin in der 

weniggegliederten Grundschule eben nicht ausreichend zur Ver­

fügung steht. Vielmehr besteht die Gefahr, daß es bei der un­

mittelbaren Beschllftigung des Lehrers/der Lehrerin mi t einer 

Schülergruppe aus Zeitdruck "durch ein zu starkes Ansteigen der 

Lernanforderungen im Schuleingangsbereich bei einzelnen Schü­

lern zu Oberforderungen kommt".18) 

AbteilungsunterriCht birgt bestimmt eine Reihe von positiven 

Aspekten in sich, die hier nicht übersehen werden und unerwllhnt 

bleiben sollen, wie vielfllitige Gelegenheiten fOr soziales Ler­

nen, schulstufenObergreifende Zusammenarbeit, Organisation ver-

SChiedener Helfersysteme u.a.m. Die Schlechtersteilung hin-' 

sichtlich der Verfügbarkeit des Lehrers/der Lehrerin wird durcb 

Helfersysteme u.dgl. bestenfalls gemildert, aber keinesfalls 

ausgegliChen. 

Die UnterriChtszeit, in der Abteilungsunterr1cht gehalten wer­

den muß, kannte durch ein zusätzliches Stundenangebot fOr die 

einzelne Schule gekürzt werden. Die Arbeitsgruppe SChlägt daher 

1n Kenntnis der positiven Schulversuchserf'ahrungen vor allem in 

Ober6sterreich, die im folgenden näher angef'Ohrte Lehrplanno­

~ellierung vor, die Hand in Hand mit einer zusätzliChen perso­

nellen Ausstattung der WG im Ausmaß etwa einer halben Plan­

stelle gehen sollte. 
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Die Bemerkung 1 zur Stunden tafel der VS sollte lauten: 

"An Schulen, an denen in Klassen mehrere Schulstufen zusammen 

unterrichtet werden, ist von der Schulbehörde erster Instanz 

über Antrag der Schulleitung ein gesondert zu führender Unter­

richt im Ausmaß von bis zu 11 Wochenstunden zu bewilligen, der 

nach regionalen Bedürfnissen den einzelnen Klassen flexibel zu­

geordnet werden kann. n18a ) 

In den Stellenplänen müßte entsprechende Vorsorge getroffen 

werden, daß die weniggegllederten Grundschulen mit den notwen­

digen Planstellen ausgestattet werden, was im Rundschreiben 39d 

berücksichtigt werden mUßte. 

Die Bewirtschaftung dieser Planstellen sollte durch den jewe~­

ligen Landesschulrat erfolgen, um die Zuteilung regionalen Be­

dürfnissen entsprechend flexibel vornehmen zu können. 

Durch die vorgeschlagene Zuteilung von Wochenstunden fUr einen 

gesondert zu führenden Unterricht besteht die Möglichkeit, ent­

weder im Unterricht in kleineren Gruppen oder in Form des Team­

Teaching Schülern mit besonderen Bedürfnissen gezielte Aufmerk­

samkeit zu schenken. Auch der Zeitdruck, in dem sich der Leh­

rer/die Lehrerin durch die Zuwendung zu mehreren SChülergruppen 

befindet, kann so gemildert werden. 

3.2 Integration von Kindern ait besonderen BedUrfnissen 

Die Arbeit des Lehrers/der Lehrerin an weniggegliederten Grund­

schulen wird dadurch erschwert, daß in vielen Klassen auch 80n­

derschulbedürftige Kinder unterrichtet werden müssen. Die GrUn­

de dafür sind in vielen Fällen unzumutbare SChulwege für diese 

Kinder zu den nächstge·legenen Sonderschulen; aber auch Erfah­

rungen, daß die Integration dieser Kinder in die schulische und 

örtliche (meist dörfliche) Gemeinschaft sehr wesentlich für die 

Gestaltung des zukünftigen Lebens dieser Behinderben ist, mögen 
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dafür mit entscheidend sein, daß sie die Schule im Heimartort 

besuchen kannen. 

Gerade im lind lichen Bereich Cühlen sich Eltern besonders dis­

kriminiert, wenn eines ihrer Kinder z.B. die Allgemeine Sonder­

schule besuchen soll. Entsprechend hinhaltend ist manchmal aucb 

der Widerstand gegen ein Aufnahmeverfahren in diese Schulart. 

FUr den Lebrer bedeutet die Betreuung dieser SChüler/innen im 

Unterricht e~ne zusitzlicheBelastun~ zu der ohnehin nicht ein­

rachen Situation des Abteilungsunterrichts. 

Oft scheitern notwendige sonderpidagogische Haßnahmen (Sprach­

heilunterricbt, Legasthenikerbetreuung) an zu geringen Scbüler­
zahlen. 

Die sowohl von Eltern als auch von der Öffentlichkeit immer 

hlufiger geforderte Integration sonderschulbedürftiger Kinder 

wird durch die Höglichkeit, Unterricht in kleineren Gruppen er­

teilen zu kannen, erleichter"t. Es kann diesen Kindern so die 

ihren Erfordernissen gemlße Betreuung zukommen, und sie erhal­

ten in der örtlichen Schulgemeinschaft die ihren Begabungen 

entsprechende Ausbildung. 

Auch Schulen mit einer geringeren Anzahl von Kindern, die einer 

sonderplldagogischen Betr"euung bedUrfen, mUssen in die Betreu­

ungssysteme der Bezirke eingebunden werden. 

Weiters kann durch die Zuteilung von zusltzlichen Wochenstunden 

eine unterrichtsbegleitende Förderung erfolgen. 

3.3 BabtstelleDproblematik 

3.3.1 Dia Yorscbuliscbe BQt~Quung an der venlgseglledertea 
Gl"uDdlllCbule 

Die pädagogisch nicht zUfriedenstellende Regelung der Vorschul­

stufe wird an der WG noch deutlicher: 
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Die derzeitige gesetzliche Regelung zur Betreuung sChulpflich­

tiger, aber nicht schulreifer ~inder so~ie die Aufnahme von so­

genannten Dispenskindern in die VorschulstUfe ist pädagogisch 

nicht zufriedenstellend und wird von den Experten/innen zuneh­

mend in Frage gestellt. Besonders deutlich wird dieses Problem 

an der liG. Denn eine Vorschulgruppe kann bei weniger als vier 

~indern nicht errichtet ~erden. Eine Betreuung dieser ~inder 

ist daher kaum m6glich. Etwa 1.500 SChulpflichtige, aber niCht 

schulreife ~inder k6nnen Jährlich in ganz asterreicb nicht 

entsprecben~ betreut we~den. 

Das bedeutet, daß nicht schulreife ~inder zurOckgestellt werden 

und keine weitere F8rderung erhalten. Denn vielfach kann das 

Elternhaus nicht die n8tigen Anregungen und Impulse bieten, und 

in sehr kleinen Gemeinden existieren keine Kindergärten. Die 

gesetzliche Lage fOhrt daher in Siedlungsgebieten mit einem ho­

hen Anteil an liG zu einer starken Benachteiligung der Kinder 

und verschlechtert erheblich ihre Startchancen beim Eintritt in 

die Volksschule. 

Zur Verbesserung der Situation können zusätzliche personelle 

Ressourcen beitragen, die es ermöglichen, solche Organisations_ 

modelle zu entwickeln, bei denen den SchOlern/innen zum DurCh­

laufen der Grundstufe I bis zu drei Jahren - wenn n6tig _ zur 

VerfQgung gestellt werden. 

'].3.2 ObGi"trltt. in veitet"f'llbrende Schulen (8S .• .l.9S) 

Die SChulabginger einet" WG haben beim Obertritt in weiterfOh­

rende Schulen erfahrungsgemlß Vorteile in der gr6ßeren Selb­

stllndigkei t. einem besser en twickel tenltonzentra tionsvermögen 

und einem durch das Helfersystem bedingten pOSitiven Sozialver­
halten. 19) 

- 19 -

Das Hauptproblem fllr Abgänger einer liG liegt in denUnte:-schie­

den, die ~inder erleben, wenn sie von der kleinen SC:"üe ia 

einen gr8ßeren SChulkomplex kommen. Sie werden in ein F!:hleh­

rersystem hineingestellt und verlieren abrupt den engen ;ers6n­

lichen Kontakt zum Lehrer und vermissen die beinahe fuiliäre 

Schulatmosphäre. Abgänger/innen einer WG sind nicht so vettbe­

werbserfahren wie Schiller, die von einer hochorgan:!lertea 

Schule kommen, weil sie u.a. ge~6hnt sind, einander be:.zuste­

hen. 

Dem/der Lehrer/in an einer WG ist es oft aus Zeitmange:' nicht 

in wOnschenswertem Ausmaß möglich, SchOler/innen mit Le~=- oder 

Teilleistungsschwlchen und SchOler/innen mit besonderen 3edl1rf­

nissen zu f8rdern, um ihnen den Obertritt in die HS bzw. !HSza 

erleichtern. 

Gegen Ende der Grundschulzeit ist es daher notllendig, :!lß der 

Unterricht m6glichst schulstufenrein gehalten wird. Eine stär­

kere Verflcberung als Vorbereitung auf die weiterf~:.~endeQ 

Schulen mOßte erfolgen. DafOr sind die notllendigen Vor!'Jsset­

zungen zu schaffen. 

In den ersten Klassen der HS sollte die Zahl der in eine~ Klas­

se eingesetzten Lehrer m6glichst gering gehalten werden. ~m AD­

passungsschvierigkeiten bei den SchQlern zu verringern. 

Ein intensiverer Kontakt zwischen Lehrern/innen an WG ~~d HS­

bzv. AHS-Lehret"n/innen kannte viel zur L6sung der Nahts:ellen­

prOblematik beitragen. 

3.- 'ei"biQ~llcb~ Oba~8 lebendQ Premdspt"acbe 

Der Lehrplan fllr die verbindliche Obung lebende Fremcis;lraclle 

ist nach SChulstufen getrennt konzipiert, im Vordergrun: stellt 

die sprachliche Kommunikation. An der WG muß der Unterr::~t je­

doch in heterogenen Gruppen durchgefOhrt werden. Dadurch ~e1det 

die sprachliche Kommunikation, eine sinnvolle Stlllarbe~t ist 

nicht m5glich. 
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Diese SChwierigkei ten fllhrten in einigen Bundesländern dazu, 

methodisch-didaktische Lasungen zu suchen und zu erproben. 

Daraus resultiert folgende Forderung: 

Um die Lehrplanvorgaben erfnllen zu kannen, sollte der Unter­

richt in der verbindlichen Obung lebende Fremdsprache nach 

Schulstufen getrennt erteilt werden. Eine entspreChende Ände­

rung im SchOG kannte hier fllr die WG Abhilfe schaffen. ~uch Än­

derungen in den Ausfllhrungsgesetzen der einzelnen Bundesländer 

zum SChulorganisationsgesetz kannten diese Verbesserung - die 

im Bundesland Steiermark bereits jetzt besteht - bewirken. 

3.5 UDverblDdllcbe DbuDsen 

Unverbindliche Obungen sind zus3tzliche Lernm5glichkeiten und 

mnßten an WG 'in ausreichendem Haß angeboten werden, um ein 

gleichlfertiges Bildungsangebot fllr alle Grundschllier/innen zu 

gewährleisten. Die gesetzliChe Er5ffnungszahl ist aber an klei­

nen Schulen selten erreichbar. Daher kommt eine unverbindliche 

Obung oft nur, zustande, wenn alle Schiller/innen einer Klasse 

daran teilnehmen; es mllssen deshalb auch SchOler/innen geworben 

werden, die weniger Fr~ude und Begabung rar diesen Bereich zei­

gen. 

Gemäß der Verordnung des Bundesministeriums für Unterricht und 

Kunst vom 25.7.1977, BGBL NI". 438/1977 darf ein SChiller/eine 

Schlllerin der VS an hachstens zwei unverbindlichen, Obungen 

teilnehmen. Daraus ergibt sich der Umstand, daß auf die übrigen 

Angebote von unverbindlichen Obungen auf jeden Fall verzichtet 

werden muß. 

An einer einklassigen Volksschule kann z.B. "Darstellendes 

Spiel" nicht angeboten werden, weil nicht alle Kinder der Klas­

se teilnehmen kannen. "Darstellendes Spiel" ist laut Lehrplan 

nur fnr die 3. und 4. Schulstufe vorgesehen. 

Die Arbeitsgruppe SChlägt fllr die WG eine möglichst große Fle­

xibilität fllr die Organisation der unverbindlichen Obungen 

vor. 
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Die Untergrenze der Teilnehmerzahl, derzeit mindestens 15, 

sollte in einen Prozentwert (z.B. 60 S der Schüler/innen der 

SChule, der Klasse, der Grundstufe, ••• ) umgewandelt werden. 

Darnber hinaus sollte die Haglichkeit bestehen, an jedem Stand­

ort zumindest eine unverbindliche Obung ohne Limit (Untergrenze 

der Teilnehmerzahl) abzuhalten. 

Die Maglichkeit der Blockung von Stunden vor allem für die 

sportlichen Bereiche (SChwimmen, Wintersport, ••• ) wi~e notwen­

dig. EbensO mnßten, Stunden vor" Schulfesten, Feiern geblockt 

werden kannen. 

Durch eine Blockung der Stunden ließe sich auch der Schüler-

transport leichter organisieren. 

3.6 Scbulveranstaltungen 

Nicht unerheblich sind auch die P~oblellle an den wenlggeglieder­

ten Grundschulen, wenn es darum geht, SChulveranstaltungen 

durchzufnhren. Nach der Intention des Lehrplanes dienen Lehr­

ausginge, Exkursionen und Wandertage der Ergänzung des Lehr­

stoffes. Sie sind der jeweiligen Leistungsflhigkeit der Schiller 

anzupassen. 

Da an den weniggegllederten Grundschulen die Schulveranstaltun­

gen immer fllr mehrere Schulstufen gemeinsam durchzufllhren sind. 

kommt es zu Schwierigkeiten hinsichtlich der zu behandelnden 

Inhalte fllr die einzelnen Schulstufen. 

Die Bewlltigung diesel" Problematik kann nur erreicht werden. 

wenn auch bei Unterschreitung der SchQlerzahl 15 eine Begleit­

person zur pldagogischen Betreuung der jeweiligen SChulstufe 

zur Verfngung steht. 
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~. Der Lebrer/Die Lebrerin in der veniggegliederten Grundscbule 

lJ.t Planung und. Gestaltung des Unterricbtes 

Die Planungs- und Vorbereitungsarbeit des Lehrers/der Lehrerin 

an weniggegliederten Grundschulen muß immer mehrere Schulstufen 

umfassen. Das betrifft die Jahresplanung ebenso wie mittelfri­

stige Planungen und die Unterrichtsvorbereitung. Dabei gilt es, 

Ober die normale Planungsarbeit hinaus, magliehe Querverbindun­

gen zwischen den Schul stufen zu bedenken. Erschwerend kommt 

hinzu, daß die Planungsarbeit in vielen Fällen allein geleistet 

werden muß. Gemeinsame Planungen mit Kollegen/innen der Nach­

barschulen scheitern sehr oft an den großen Entfernungen, die 

zurUckgelegt werden mOssen. 

Eine besondere Erschwernis für die Arbeit des Lehrers/der Leh­

rerin an der WG ist die Tatsache, daß Unterrichtsmittel, insbe­

sandere SchulbOcher, der besonderen Situation dieses Schul typs 

kaum Rechnung tragen. 

Sehr selten sind Lernabschnitte in den BOchern so aufbereitet, 

daß SchOler/innen die selbständige Aneignung von Lerninhalten 

erm6g1icht wird. Eine Abstimmung der Inhalte in den BUchern der 

einzelnen Schulstufen aufeinander, um, sChulstufenUbergreifend 

gleiche Inhalte bearbeiten zu k6nnen, wird überhaupt nicht 

vorgenommen. Auch sind Arbeitsbücher, die Selbstkontrolle durch 

den Schüler zulassen, nicht sehr häufig zu finden. 

Die I1G braucht viele Arbeitsmittel fOr sinnvolle Stlllarbeit, 

offenes, individualisierendes und projektorientiertes Lernen. 

Die finanziellen Mittel der Schulen/Gemeinden reichen zur 

Anschaffung spezieller Unterrichtsmaterialien bei weitem nicht 

aus. 

Aus dem Bericht des Schulversuchszentrums zum Schulversuch 

"Weniggegliederte Grundschule" in Ober6sterreich20 } geht her-
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vor, daß die Versuchslehrer/lehrerinnen sehr viele Lehrmittel 

selbst hergestellt haben. 896 Kurzbeschreibungen zeigen, daß 

wirklich ein Mangel an geeigneten Unterrichtsmitteln besteht. 

Auch an Schulen ohne Schulversuch müssen solche Unterrichtsmit­

tel von den Lehrern selbst angefertigt werden. Dies bedeutet 

für den/die durch den Abteilungsunterricht ohnehin schon mehr 

belastete(n) Lehrer/Lehrerin einen erheblichen zusätzlichen Ar­

beitsaufwand. 

Durch die Zuteilung von Wochenstunden fOr einen gesondert zu 

führenden Unterricht wird der Lehrer/die Lehrerin insofern ent­

lastet, daß weniger Materialien für die Stlliarbeit vorbereitet 

werden müssen. Gerade die sinnvolle Gestaltung der Stillarbelt 

ist sehr vorbereitungsintensiv. Auch die übrigen Planungsarbei­

ten kannen im Team geleistet, werden, was sicherlich eine Er­

leichterung darstellt. 

Da mehr als ein Viertel der VolkSSChulen in Österreich WG sind 

und diese Zahl im Wachsen begriffen ist, wäre es dringend not­

wendig, Arbeitsmittel., die auch fOr den Abteilungsunterr1cht 

geeignet sind, in die Schulbuchakt10n aufzunehmen. Die3e Unter­

richtsmittel k5nnten von hochorgan1s1erten Schulen im Rahmen 

der neuen Lernformen eingesetzt werden. 

In Approbationskommissionen sollten daher auch Lehrer von WG 

aufgenommen werden. 

Die Schulbuchautoren/innen sollten veranlaßt werden, Angebote 

fOr selbsttätiges Lernen in ihre BUcher verstärkt einzubauen, 

sowie M5g1ichkeiten der Selbstkontrolle durch die Schiller/innen 

vorzusehen. 

Inhaltliche Schwerpunkte in SchulbQchern sollten so gesetzt 

werden, daß in den einzelnen Schul stufen Inhalte gleichzeitig, 

aber differenziert behandelt werden kannen (~.B. e1n Bas1sbucb 

fllr mehrere Schulstufen und Arbeltsbilche~ für die einzelnen 

SChulstufen) • Dabei sollte auf die Fülle von Themen, die dann 
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meist nur oberfl!chlich behandelt werden k5nnen, zugunsten von 

Lernfeldern, die eine vertiefende inhaltliche Auseinanderset­

zung mit den Lernbereichen erm6glichen, verzichtet werden. 

Um ein m6glichst vielfältiges Angebot an Bachern zur Individua­

lisierung des Unterrichts zur VerfOgung zu haben, sollte es 

m5glich sein, verschiedene Schul bacher für SchOler einer SChul­

stufe über die Schulbuchaktion zu beziehen. 

4.2 Le~rerausb11duns 

Es gibt kaum Angebote für die Studierenden, die den Bereich der 

WG abdecken. Man k6nnte aberspitzt formuliert sagen, daß in der 

Lehrerausbildung die Existenz der Kleinschulen ignoriert wird. 

Dabei ist es keine Seltenheit, daß junge PÄDAK-Absolventen, die 

als Volksschullehrer ausgebildet wurden, vorzugsweise in WG zum 

Einsatz kommen. Vielen im Bildungswesen Beschliftigten ist es 

gar nicht bekannt, wie viele Standorte mit WG21) es gibt. 

Die Arbeitsgruppe SChlägt daher vor: 

Aufnahme einer Lehrveranstaltung in den Bereich der Alterna­

tiven Didaktik 

Einsatz von erfahrenen Praktikern aus der WG als Lehrbeauf­

tragte für den Bereich der Grundschuldidaktik. 

Vorschläge fOr eine inhaltliche Planung von Veranstaltungen fOr 

Lehrer/innen in WG k6nnen nur bruchstackhaft sein, haben aber 

Signalwirkung, weil es sich dabei um Bereiche handelt, die nach 

Erfahrungen der Autoren fOr viele Lehrerinnen und Lehrer vor­

dringliche Problemfelder darstellen und bei Ausb lldungsveran­

staltungen behandelt werden mOßten. 

Die Planung des Unterrichts für altersheterogene Klassen und 

fOr sChulstufenObergreifende Arbeit stellt auch fOr Praktiker 

ein großes Problem dar. Alleiridas Management, die tägliche Un­

terrichtssituation so zu gestalten, daß kein Leerlauf fOr ein­

zelne Schalergruppen eintritt, ist schwierig. 
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Die Gestaltung der produktiven Phase der Selbsttätigkeit der 

Schaler/innen bei der sogenannten "Stillarbeit" jener Schüler­

gruppe, die nicht direkt unterrichtet wird, ist eine Aufgabe, 

mit welcher es immer wieder Schwierigkeiten gibt. 

Die Lehrerausbildung müßte sich um das Lernen der selbständigen 

Schalerarbeit oder auch um die Herstellung von Schüler-Arbeits­

material für diese im Unterricht kontinuierlich wiederkehrenden 

Arbeitsphasen bemühen. 

Innerhalb der Jahrgangsstufe gitit es in WG Leistungsunterschie­

de bei den Schülern/innen, die auffallend sind. Zusätzlich wird 

dieses Problem virulent, wenn sich einzelne besonders lei­

stungsstarke Schüler langweilen. 

Die genannten Schwierigkeiten von Lehrern/innen in Klassen mit 

mehreren Schulstufen werden durch die Notwendigkeit einer inne­

ren Differenzierung in einzelnen Schulstufen noch potenziert. 

Die Lehrerausbildung müßte sich mit diesen Problemen besonders 

beSChäftigen. 

1m Zusammenhang mit der inneren Differenzierung und Individua­

lisierung ist auch die Frage der F6rderung im Unterricht zu se­

hen. Die Bearbeitung dieser Arbeitsfelder wäre. notwendig, weil 

in diesen Bereichen die Lehrer SChwierigkeiten sehen, mit wel­

chen sie ohne Hilfe von außen kaum fertig werden. 

Es wäre auch daran zu denken, den F6rderunterricht direkt in 

den Unterricht einzubauen. Dazu müßte über Tutorensysteme nach­

gedaoht werden, durch welche die Lehrer Unterstützung erhalten. 

Die Schuleingangsphase und der Sohulübergangsbereich sind die 

besonders sensiblen Nahtstellen in WG. die zu beaohten sind. 

Hier geht es um die Betreuung schulreifer und nioht schulreifer 

Kinder in einer Klasse sowie um die Gestaltung der Arbeit in 

der 4. Schulstufe. Von letzterer hängt oft die Wahl der weite­

ren Schullaufbahn ab. Spezielle didaktisch-methodische Arbeits-
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materialien fOr diese Bereiche waren zu entwickeln und auch der 

Erfahrungsaustausch mit Arbeitsgemeinschaften k5nnte eine ailfe 

fOr die Arbeit in diesen Bereichen darstellen. 

Der Lehrplan der Grundschule sieht eine Anzahl neuer Lernformen 

vor, die von den Lehrerinnen und Lehrern erst in ihre tlgliche 

Unterrichtsarbeit aufgenommen werden sollen. Diese Lernformen 

unter speziellen Bedingungen der W.G zu realisieren, loflre eine 

dankbare Arbeit in der Lehrerausbildung. Bei diesen Lernformen 

handelt es sich z.B. um projekt3hnlichen Unterricht, klassen­

Obergreifende Projekte, besondere Formen des Obens und Wieder­

holens, offenes Lernen, entdeckendes Lernen, spielerisches Ler-

nen 

Ein konkreter Vorschlag zur verstlrkten Auseinandersetzung der 

Lehrerstunden mit Fragen der WG wAre folgende verbindliche Auf­

nahme in den Studienplan der PAdagogischen Akademien: 

Eine Woche (bei Blockpraktika von 3 bis ~ Wochen) Blockprakti­

kum in WO oder bei 2 Wochen LandschulpraXis die Verbindlich­

keit, eine Woche an einer WG zu arbeiten. 

Damit k~nnten u.a. auch Ängste junger Lehrer vor Kleinschulen 

abgebaut und Erfahrungen im Unterricht gesammelt werden. 

'.3 Lebrertortbl1duDS 

Die Lehrerfortbildung geht viel zu wenig auf die Probleme und 

Anliegen der WG ein. In vielen BundeslAndern gibt es Oberhaupt 

keine Fortbildungsveranstaltungen fOr Lehrer dieser Schulform. 

In jedem Bundesland sollte eine Landesarbeitsgemeinschaft ein­

geriChtet werden, die die Anliegen der WG vertritt und entspre­

chende Fortbildungsangebote plant und gestaltet. 

Diese Arbeitsgemeinschaft mOßte auch die notwendige Öffentlich­

keitsarbeit leisten, um das Vorhandensein und die Bedeutung 

dieser Schulform verstärkt in das Belofußtsein der Öffentlichkeit 

zu bringen. 
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4.4 Die veniggegliederte Grundschule in der Gesetzgebung usv. 

Die Anliegen der WG sollten in Zukunft auch bei der Formulie­

rung von Gesetzen, Verordnungen und Erl~ssen entsprechende Be­

rücksichtigung finden. 

Eine Anhörung von Experten/innen aus dem Bereich der WG vor der 

endgültigen Formulierung von Gesetzen, Verordnungen und Erl~s­

sen z.B. auch im Rahmen des Begutachtungsverfahrens, könnte Be­

nachteiligungen fUr die Schüler/innen und Lehr~r/innen an der 

WG verhindern. 

Vielfach zeigt sich erst in der Praxis, daß die Erfordernisse 

der Kleinschulen nicht oder nicht ausreichend bedacht wurden, 

wie etwa das Beispiel der Eröffnungszahlen für unverbindliche 

Ubungen deutlich zeigt. 

Grundsätzlich sind daher zwei Schritte einzuleiten, und zwar: 

1. Die organisatorische Vorgangsweise 

- Gründung einer Landesa~beitsgemeinschaft für WG beim Päd­
agogischen Institut des jeweiligen Bundeslandes. 

Aufbau von Lehrerarbeitsgemeinschaften in den Bezirken mit 
Kleinschulstandorten. 

2. Die inhaltliche Schwerpunktsetzung 

- Unterrichtsplanung für Klassen mit mehreren Schulstufen 

- teamteaching, Lehrerforschung 22 ) 

- z.B. Erprobung von neuen Wegen im Erstleseunterricht 
(vergl. hiezu den entsprechenden Unterrichtsversuch) 

- Fo~men der selbst~ndigen Arbeit, Herstellung und Erprobung 
von Arbeitsmaterialien für den Schüler 

Möglichkeiten der Leistungsdifferenzierung in Klassen mit 
mehreren Schulstufen, Förderung von lernschwachen Kindern, 
Integration von Kindern mit leichten Behinderungen und be­
sonderen Bedürfnissen 

- Gestaltung besonderer Schwerpunkte (Schuleingangsbereich, 
Schulübert~itt) 

- Konkretisierung der speziellen 
dern unterschiedlichen Alters, 
ren, soziales Lernen. 

- Leistungsbeurteilung 

- Elternarbeit. 

Erziehungsarbeit mit Kin­
z.B. Helfe~systeme, Tuto-
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5. Vorschläge und Empfehlungen der ministeriellen AG für die 

weniggegliederte Grundschule: 

Novellierung der Bemerkungen zur Stundentafel im Volksschul­

lehrplan 1986 (siehe 3.1) und NUtzen dieser Lehrerstunden durch 

Einsatz eines/r weiteren Lehrers/in 18a). 

Anpassen des RS 39 d an eine geänderte Klassenschülerhöchst­

zahl (siehe 2.3.2) 

Erhalten der pädagogischen Nahversorgung durch die schUlernahe 

Schule (siehe 2.5.1) 

BerUcksichtigen der Erfahrungs- und Erlebniswelt der Kinder 

(siehe 2.5.2) 

Verwirklichen der Schulpartnerschaft in der "eigenen" Schule 

(siehe 2.5.3) 

Möglichkeiten für einen harmonischen Schulstart schaffen (siehe 

2.5.4) 

Vermeiden unzumutbar langer Schulwege zu Zeritralschulen (siehe 

2.5.5) 

Einbeziehen von Kleinschulen iri die sonderpädagogische Betreu-

ung (siehe 3.2) 

Erproben von inhaltlich-schulorganisatorischen Modellen 

Schuleingangsbereich (siehe 3.3.1) 

im 

Vorbereiten der Schüler/innen der 4. Schulstufe auf die weiter­

führenden Schulen (siehe 3.3.2) 

Erteilen des Unterrichtes in der lebenden Fremdsprache nach 

Schulstufen getrennt (siehe 3.4) 
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MOglichst g~oße Flexibilität fUr die DurchfUhrung unverbindli­

cher Obungen (siehe 3.5) 

Schafren gUnstiger(er) Voraussetzungen fUr die DurchfUhrung 

von SChulveranstaltungen (siehe 3~6) 

Flexibler Einsatz einesIr zusltzlichen Lehrers/in im Rahmen 

des in Punkt 3.1 vorgeschlagenen zusätzlichen Stundenkontin­

gents 

Herstellen von speziellen Unterrichtsmitteln und SchulbUchern 

rUr die WG (siehe 4.1) 

Verstlrkte BerUcKsichtigung der WG in der Lehrerausbildung 

(siehe 4.2) 

Verstlrkte BerUcksichtigung der WG in der Lehrerfortbildung 

(LAG) (siehe 4.3) 

Verstlrkte BerUcksichtigung der Anliegen der WG bei der Neuer­

lassung von Gesetzen, Verordnungen usw. (siehe 4.4) 

6. Su •• aI"7 

DleSltuatloo deI" .eolsseslledel"teo Gl"uodacbuleo 10 Oatel"l"elcb 

. Hehr als ein Viertel. aller Osterreichischen Grundschulen sind 

WG mit 1 bis 3 Klassen. 

10 ~ aller an Osterreichischen Grundschulen gefUhrten Klassen -

das sind 1766 Klassen - befinden sich in WG. 

In diesen Klassen werden mehr als 26.000 Kinder unterrichtet -

das slnd ca. 8 ~ aller VolksschUler/innen. 

In Zukunft ist mit einem beachtlichen Ansteigen der WG in 

österreich zu rechnen. Die SChließung dieser Schulen wUrde un­

zumutbare SChulwegbelastungen schaffen. 
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Die WG haben 1m llindl1chen Raum bedeutsame AUfgaben zu er-­

fUllen: 

- Neben der- Ver-m1ttlung von Basisw1ssen hat d1e Schule r-egio­

nale, kultur-polit1sche und gesellschaftl1che Bedeutung. 

- D1e Schule als Kultur-tr-Ilger- für- die nlichste Umgebung kann 

eine Quelle der- affentlichen Wertschlltzung, der Ident1tät 

und der Stabllitllt sein. 

- Die schülernahe Schule 1n der Uberschaubar-en Einheit eines 

Dorfes vermitteltStiz1al1sa~10nserfahr-ung und Helmatverbun­

denheit fui Kinder- dieses Alters. 

- Die Schule i~ Dor-f befindet sich in der von Elter-n gewünsch­

ten WohnnIlhe, hllt damit die familiäre Umwelt aufrecht und 

erm6gl1cht vlelfilitige Formen der- Zusammenar-belt mit dem EI­

ter-nhaus. 

Schulor-gan1sation und Stellenplan 

Die WG 1st nlchtdle Ur-sache fUr die Oberschre1tung des Dienst­

postenplanes, sie setzt v1elmehr Dlenstposten fUr- h6heror-gani­

slerte Grundschulen fr-ei. 

Die Ober-schreltung des Dienstpostenplanes 1n allen Bundeslln­

dern resultier-t aus der Nlchtanpassung des ~undschr-elbens 39 d 

(aus dem Jahre 1979) an die 7. SchOG-Novelle (aus dem Jahr-e 

1982) mit den gellnder-ten KlassenschUlerh6chstzahlen. 

Perspektll'eD 

Die in den SChulversuchen an WG bewlhr-ten Maßnahmen zur Organi­

sat10n sollten 1n das Regelschulwesen übernommen werden: 

- SChaffung von FreirAumen hinsichtlich des Stellenplanes 

(z.B. 0,5 Planstellen pro Schulstandort einer- WG zusätz­

lich). 

- Flexible Klassenschülerh6chstzahlen fUr- SChulen mit Abtel.;. 

lungsunterricht. 

- Ber-Ucksichtlgung lokaler und r-egionaler Erforder-nisse (z.8. 

SChüler-transport) 

- Ausbau unter-stUtzender 

Sprachhellunterr-icht, 

Lehrer) 

- 31 -

Systeme (z.B. Vorschulbetr-euung. 

Legastheniker-betr-euung, zusätzl1cher 

_ Flexible Handhabung der Eraffnungszahlen für unver-b1ndl1che 

Obungen. 
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7. An.erltungen 

1) JÄGER, K.: Auswertungsergebnisse einer umfassenden Lehrer­
befragung zum Schulversuch "Weniggegliederte 
Grundschulen" in Oberösterreich. Arbeitsbericht 
1/23 des ZentruJIIs für Schulversuche und Schul­
entwicklung, Abt. I/I, Klagenfurt IJ87 

JÄGER, K.: Auswertungsergebnisse von Elterninterviews zum 
pädagogischen Schwerpunkt "Freie Spiel- und 
Lernphase (Schulversuch "Weniggegliederte ~rund­
schule" in Oberösterreich). Arbeitsbericht 1/29 
des Zentrums für Schulversuche und Schulentwick­
lung, Abt. I, Klagenfurt 1989 

JÄGER, K.: Projektunterricht, Projektorientierter Unter­
richt - Projektähnliche Unterrichtsformen in We­
niggegliederten Grundschulen. Arbeitsbericht 
1/30 des Zentrums für Schulversuche und Schul­
entwicklung, Abt. I, Klagenfurt 1989 

2) Artikel IV der 7. SchOG-Novelle sieht vor, daß derartige 
Schul versuche im Schuljahr 1988/89 letztmalig neu begonnen 
werden und in der Folge auslaufend zu führen sind. 

3) Diese ministerielle Arbeitsgruppe setzt sich aus Mitgliedern 
aus ganz österreich zusammen, die aus allen relevanten 
Schulbereichen kommen. Vgl. hiezu im Anhang S. A19 

4) JÄGER, K.: Schulportraits (Weniggegliederte Grundschulen). 
Arbeitsbericht 1/31 des Zentrums für Schulver­
suche und Schulentwicklung, Abt. I, Klagenfurt, 
in Vorbereitung 

5) Siehe Anhang 8.1 und 8.2, S. Al ff. 

6) Im Original als "Dienst posten" bzw. "fremdsprachliche Vor­
schulung" bezeichnet. 

7) Diese Regelung gilt erst ab dem Schuljahr 1989/90. 

8) Siehe Anhang 8.4, S. Al5ff. 

9) MEUSBURGER, P.: Szenario über die Entwicklung des österrei­
chischen Volksschulwesens bis zum Jahre 2011 
- Version vom 15.9.1988, maschingeschriebe­
nes ManUSkript, Heidelberg 1988 
Vgl. hiezu auch Anhang 8.5, S. A17f. 

10) Siehe Anhang 8.4, S. AIS 

11) Lehrplan der Volksschule: österreichischer ßundesverlag und 
Verlag Jugend u. Volk, Wien 19894 

S. 37 

1 2) Eb e nd a, S. 133 

13) MEUSßURGER a.a.O., ,So 10 

- 33 -

14) JÄGER, K.: Schulportraits (Weniggegliederte Grundschulen). 
Arbeitsbericht 1/31 des Zentrums für Schulver­
suche und Schulentwicklung, Abt. I Klagenfurt, 
in Vorbereitung 

15) Lehrplan der Volksschule a.a.O., S. 30 

16) MEUSBURGER a.a.O •• S. 9 

17) Siehe Bemerkung 1 zur Stundentafel, VS-Lehrplan a.a.O., 

S. 45\ 

18) Lehrplan der VS <I.a.O., S. 30 

18a) 

19) 

Wegen der nach Abfassung dieses Berichtes geltend gemach­
ten verfassungsreChtlichen Bedenken, daß eine iolche Rege­
lung die Frage der äußeren Organisation (Artikel 14 B-VG) 
berUhrt, kann die angestrebte Uovellierung des Volksschul­
lehrplanes erst nach einer entsprechenden Änderung des 
Schulorganisationsgesetzes erfolgen. Eine solche Änderung 
des SchOG wird auch von der legistischen 'j\bteilung des 
BMUKS unterstützt, als dringend angesehen und sollte daher 
im Rahmen einer 13. Novelle zum SchOG wirksam werden. 

Ergebnisse von Gesprächen mit Schulabgängern der WG, Leh­
rern an der HS und ARS sowie betroffenen Eltern. Die Ge­
spräche führte G. Salzer im Schuljahr 1989/90 im Burgen-

land . 

20) Vergl. hiezu 
JÄGER, lt.: 
Auawertungsergebnisse einer umfassenden Lehrerbefragung 
zum Schulversuch "Weniggegliederte Grundschule" in Ober­
österreich. Arbeitsbericht 1/23 des Zentrums für Schulver­
suche und Schulentwicklung, Abt,1, Klagenfurt 1987, S.47 ff 

21) Verg!. Anhang 8.1, S. Alff. 

22) Verg!. hiezu ALTRICHTER, H. u. P. POSCH: Lehrer erforschen 
ihren Unterricht Eine Einführung in die Methoden der 
Aktionsforschung für Lehrer. Klinkhardt, Heilbronn 1990 
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8 • .labaag 

8.1 SCbalorganisatioa in österreich (zu 2~2) 

Organ1sat1onsform - Schulen 
---------------------------
Bundesland Gesamt 4-kl. VS 1-3 (8) Kl. VS 

----------------------------------------------------
B 209 94 115 
IC 337 245 92 
NO 655 553 102 
00 595 463 132 
S 184 147 37 
St 588 454 134 
T 403 217 186 
V 166 98 68 
W 248 248 0 

----------------------------------------------------
Osterre1ch 

600 

8, 

3385 

K 
P'Ä 

2519 866 

VS in Österreicr'f 
Suz~e: 3365 Schulen 

NÖ J),j, 5 ST T v 
1-3 {S) kl.'z/S [S) + - kl.lt'S, 

w 

D1e Graf1k ze1gt den relat1v hohen Ante11 der WG 1n den Bundea­
lindern Tirol, Steiermark und Qberasterreich. 

Im Burgenland ist die Anzahl der WG haher als die Zahl der 
vierklass1g organ1sierten Volksschulen. 
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1-3 (8) 

- A2 

- t I t .-. . t' .. .,.,,-, ""Q Sc "Iuen neo:: "I 1 • ..:n~Gn!so lonSI':JrTrl 00./ b_ 

Bu~genland gesamt 209 

4-kleVS (45,0$) 

[l~nten gesamt 337 

1-3 (8) kl.VS (27,3S) 

li-klo VS (72, 7S) 

- A3 -

Nleder6sterrelch gesamt 655 

1-3 (8) kl.VS (15,6$) 

1-3 (8 ) kleVS 

Oberaste~relch gesamt 595 

(22,2S) 

~. ~,6 ,..'" . t:>~ ... {/~:~x.~~. t~'" J~';'~ ..... f' ,'--"/'..".,;" . " 

~~~~'s;~«x'58g:9~~.9~9 v.' ~vxg' ,>( • ..('<X,,!{.>,~<,· .. <Xy< ,~~. .., ><."-:.'V v -(.,-"" \/"./'('X'X
v 

. >( )<.x.x ..•......... yv',.{Y'" J' 

-.;, ,-y"..;.,,,,,,,(:-<S«()<" '(>"""; ><::X 85 ' ,.."X·'« .. "-.,><'..'x , ... :.?;$>'yX)S<Xv ",..") "~'/- ><,,'v",''': . .- .)(y. y ,.A) "I!«,>",< . ..,,><,x,><.,,/'y..'Y'0.;'·( /'" 
~)~P.:s'B;~,<G;~~~~~;Pj8ö7' ~ v )("'x :~ y. ....... < /" ...... {;/ ~g;?~j;.. 

. ~ 

li-kleVS (8li,liJ) 

li-kleVS (77,8$) 
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W1en gesamt 2118 

1-3 (8) klo VS (O,OS) 

~ 

~' 
.~~~ rY" 

~-klo vs (100,OJ) 

asterre1ch gesamt 3385 

1-3 (8) klo vs (25,6S) 

li-klo vs (711.~$) • 

8.2 

- A7 -

Zahl der ~laaaeD 18 SOhuljahr 1988/89 
Osterreich gesamt 17.960 

1-3 (8)K1.VS 
1.766 

'. 

II-Kl.VS (90,2J) 
16 0 1911 

9,8 S aller an Osterre1chs Volksschulen gefOhrten Klassen sind 
an WO. 

KLASSENZAHL 
österreich ges.17.968 

4888 

No 
3888 

Z01B0 

1688 

01 I(;!lifa I Kft!.l I MM I rxT4I I rzg... I ~ I neti I k~'wa I ta 
.... ,.. ....~ ...... ~ ....... T V W 

;62 120 0 

Diese Gra~ik zeigt den Anteil der Klassen in'den einzelnen Bun­
desländern, die im Bereich der WG'gefOhrt werden. 
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- A8 -
- A9 • 

Kirnten gesamt 1454 

.. 
1-3 (8) klo VS (12.4$) 

KLASSENZAHL SCHULJAHR 1988/89 

Burgenland gesamt 713 

4-kl. VS (87,6.) 

1-3 (8) klo VS (29.3S) 

~ , . ..<" ., . ..<.., ... " ",,'(Y.~ 
;'~:·X:S~:-S·(~;{;:~X.?~ 
"~"~";y')':"""'\·";':'·"':<,(S<l 
':;~f.;S·~!-(;·(-<;·?~<\~~~l -. ,,"',~: ....... ;< .. ,.<~ .. x., .. )( ............ ":'1

1 

"7~~~GB?~~~~:~f~?~f ")C~88&~o,, .. , ..... ~ .... J ..... ,! 4 kl VS (70 7S) 
.~vY' ~Q<S(x;:{·)o·()~~(C<:;·~~<if -. , 
,.~<) "~V-"'«:'96-x'{"'s 
.~ "':0<;' .. -X:-,,:::7:>~..x;"'~ ,:<.~ 
'<..,. .. "" .. -.. ··xx····I'f.:x·~·')o...,.· 

""< .. .... 'y''''::J(>,<)l~:''' 

Nlederasterrelcbgesamt3388 

1-3 (8) klo VS (7,U) 

4-kl. VS (92.9S) 
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Ober6sterre1ch gesamt 3349 

1-3 (8) kl. VS steiermark gesamt 3011 

1-3 (8) klo VS (8,8S) 

4~kl. vs (90,91) 

4-kl. VS (91,21) 

Salzburg gesamt 1165 

T1rol gesamt 1672 

1-3 (8) klo VS (21,H)· 
1-3 (8) kl. VS <7,21) 

4-kl. vs (92,8%) 
4-kl. VS <78,3$) 
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- A1Z -

• 

Vorarlberg gesamt 915 

'-3 (8) \cl. VS 

~-lcl. VS (86.9$) 

Wien gesamt 2293 

1-3 (8) kl. VS 

(O~., 
I·J(:('· '>t<,{ ": (.)( .... ,( )«:",~ ..... , ··:,( ... , .. · .. ~ .. x"" .. ~·!tl 
lS'X·("x:~":·~:/.:;;.~~:~~:S~:·:::<SC}x?~'~,d;1 

~
)c,<;/<j<'/'\".'A.'X.""v".".v.",X x ,,-.A ,,:;;...x. ..., .... ,'/ ....... ·v ......... , ... "' .... .,/... "A"' .... ·...,,'·· ... · .. :,( ...... :<.,. .. ~" X ...... / ...... ~~ .. ~ .... I· .. ""· .. '.;'<~~ .. "( .. ,, ......... ,:J 

~~~-*::~&~:~:~~~:fj;~t~?~$5:~} '&,.. .. :-f , .. ·O<.~·,/ .. )\;. "';.0('<.., .. , ................ ,.<,;>", .. ;,.,J 
~~<5?<O(;;<>~!'{;),~;(:, .. C~;,:«~~":Y..x·>~1 ··x .... x/v .... ,· ... /v'>,-<.,·,.,«:,,"-'<..;,'<";· 

.··~X)<:>o<··:<;: .. "X .. >vC:<.>(".:<-·~ '= . .t'~ ••. .,..y ....... ~, ·xt(·.v···:<W .. .,,· ... 7 .. 
~.Q>~:<-...:::;<;:{/< .. :()<).x:-« .. 
-~~Y' 

4-kl. VS (100,0~) 

- A13 -

8.3 Die Auswirkungen der 1. ScbOG-Noyelle auf die Planstellen­
situation in der Grundscbule 

Durch die 7. SchOG-Novelle wurde die Klassenschnlerh~chstzahl 
von 36 auf 30 herabgesetzt. In der Folge vermehrten sich die 
Klassen an hochorganisier~en Schulen, in den WG gab es aber 
beinahe keine Verbesserungen. 

7. SchOG-Novelle Ausw1rkung der Senkung der 
1980/81 

Bezirk 

Dornbirn 1980/81 
Freistadt1980/81 
Oberwart 1980/81 
RiedlI. 1980/81 
SChlrd1ng 1980/81 
Sche1bbs 

Summe 

C 
Q/ .... .... 
Q/ .. 
IC 
C 
111 .... 
a.. 
GI 
:J 
GI 
C 

'100 
gOf 
BOi 70 
60 

~g! 
30 

1980/81 

1980/81 

KlassenschQlerbachstzahl 

neue PST d a von in 
insgesamt 4-kl. VS WG 

26 26 0 
11 11 0 

8 1 1 
n '2 , 
21 21 0 
10 9 , 
95 92 3 

Situ(Jtion ·l C;.:;·r /':"·1 ,_. ,-' _1,/ t-1 : 

20 E .. ·1· 10 ~ . ~ '- ~_ 01 I jf1 I flf/J ! II?! . I ! ii2.:. I 

Bez1.rke: O.;:,!"nb i Ft-e ist Obet-·,'{ Ried .. /'i':.::.hÖt" :3cheib __ _ 

!II Sumrrte 
Bezirke 

EZ1 4- J.;:. L :" .. /::; r-:n ". ~ ~ '.tI,ll." 

In den sechs untersuchten Bezirken befanden sich von den 95 neu 

einzurichtenden Klassen 92 an hochorganisie~ten Volksschulen. 
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7. SchOG-Novelle Aus~1rkung d~r S~nkung der 
1988/89 KlassenschOlerh8chstzahl 

Bezirk neue PS! d a von 1n 
insgesallit lI-kl.VS WG 

Dornbirn. 1988/89 
Freistadt 1988/89 
Oberwart 1988/89 
Ried/I. 1988/89 
Schlrding 1988/89' 
Scheibbs 

SUllime 

c:: 
GI .... .... 
GI .... 
111 
c:: 
111 
~ 
Q. 

leer 
ger 
8er 
7e ... 
6e 

se 
4e 

1988/89 

1988/89 

20 20 
20 20 

9 9 
13 13 
23 23 
15 15 

100 100 

Situation 1988/89 

3etzae za:a . 223 

0 
0 
0 
0 
0 
0 

0 

GI 
:I 
GI 
c:: 2e+ . 99 13.3 13 19.5 l:tle ,Ima ,IEaa ,Ila lae .Ie , 

Bez 1 rk e: Dornb Fre i s Ober"" R i ed/ Sehär Sclle i __ _ 

Durch die 7. SchOG-Novelle (Senkung der KlassenschQlerhBchst­
zahl von 36 auf 30) kam es in 6 untersuchten Bezirken bezogen 
auf das Schuljahr 1988/89 zu einem Hehr von 100 Klassen, damit 
zu 100 Lehrer-Planstellen. Alle diese Klassen ~erden aber an 
hochorganisierten Schulen gefOhrt, ~ie aus der Grafik ersicht­
lich ist. 

:"' A15 -

6.q D10 BDt~1c~luog dsr Orgaolsatloosb8be V~D Volksschulen 

8~4.1 Beispiele aus deR Buodesland Ober&sterre1cb 

SchOG - Bez. Ried/I: 42 VS-Standorte 

1-kl. 
2-kl. 
3-kl. 
4-kl. 

1989/90 
1 

PI 
3 

24 

1993/94 , 
16 

11 
21 

1995/96 
1 

17 
11 

20 

SchOG - Bez~ Schärdin§: 32 VS-Standorte Die Zahl der 
vierlclassig 
organisierten 
Volksschulen 
nimmt ab, die 
der zwei- und 
dreilclassigen 
Volksschulen 

1989/90 19·9,3/94 1995/96 
1-kl. 0 

". ". 0 0 
2-kl. 2 2 2 
3-kl. 3 4 6 
II-kl. 27 26 24 

nimmt zu. 
SchOG - Freistadt: 36 VS-Standorte 

1-kl. 
2-kl. 
3-kl. 

,4-kl • 

c.,.., 
CI) 

= o 
~ 
t1:I 
CI) .-= tt; 
:::n 

'"' Q 

25, 

1989/90 
1 
6 
1 

28 

1993/94 
2 
5 
11 

25 

SchOG 
;' 

1995/96 
2 
5 
11 

25 

Bez. Riedli. 
42 VS-Schulstandorte 

7
0
1. --- -, -.--.-----. --. -.-..------- ---.---- -.4-11:1. 

~ , 

i ____ 2-11:1. 
15t ___ --------------

let 
1 si ...... ~ ......................... 3-kl. ....... -.• -... ,... 1-11:1 .. 

G ; : 
1989/90 1993/94 1995/96 

SeIm 1 jahre 
l-KL.US -- Z-KL.US 
3-KL. US -0_ 1-KL. US 
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E 

'" o 
c­
e.? e 
o .-

30 

25 

20 

- A16 -

Bez .. Schärding 
32 VS-SchuIstandorte 

-------------------- 4-kl. 

~ . 15 
tel 
e.? .-e 
tel 
O'l 

'" Cl 

c­
e.? 

10 

5 --,._ ... _-----_._-_.~.-._ .... 
- ...... 11 3-kl .. 

- - - - - - - - - .... - - - - - - - - - - .. 2-kl .. 
O~ 0 : 

1989/90 1993/94 1995/96 

30 

Sclmlj. 
1-NL.VS .D·2-XL.US 
3-J<L.US ._. 4-KL.I'S 

Bez. Freistadt 
36 VS-SchuIstandorte 

--25+ -·-··-·--·. ___________ 0 4-kl. 

6 20 .-
+I 
~ lS -C 
tel 
O'l 

'" o 

10 

sr ---------~----------. 2-kl. ~ •• ,,--.................. a 3-k 1 • 
....•.•..... ,.. : : 1-kI. 

e-" 
1989/96 1993/94 1995/96 

Schulj. 
l-KL.VS -D·2-NL.VS 
3-KL .lOS -.".. 4-KL .US 

- A17 -

8.5 Dle BDtwlc~luD8 dar 8sterrelchlscheD Grundschule bis aber 
die Jahrtausend~ende 

AN1EL AN KtEINSCHUtEN 1987-88 

. . ..... 
QoooIIoo 0.-. Set ' ...... 1917-11 IITDc u 111>'"' ."».0 vA oIIorv ........... tmm 
EDI/.(lRAPHIK: a. STANGt THEMA~'.HEUS8URGER 

ANTEIL AN KlEINSCHUlEN 2011 

. .. """" ~ 1.20 Sdti!2r 

[I]J c u m" 9.5 1m" Jt/.II 0.11. clIar Vo!=dt::!:la 2011 

EDV-GRAPHIK: a. STANGt THEMATIK: P. MEUSBURGER 
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Unter den rein hypothetischen Annahmen, daß die Zahl der Schu­

len gleicbbleiben wird und sich die SchQlerzahlen innerhalb 

eines Bezirkes nach den vom (5IR prognostizierten Trends ent­

wickeln werden, wUrde sich der Anteil der Schulen mit 1 bis 10 

SchUlern im Zeitraum zwischen 1987/88 und 2011/12 von 1,9 J auC 

2,8 $ erhahen und der Anteil der Schulen von 11 bis 20 SchUlern 

von ~,8 ~ auf 8,3 ~ ansteigen. 

Im gesa~t8sterreichischen Durchschn~tt wUrde also im Jahre 2011 

jede neunte Volksschule nur noch bis 20 Schiiler zAhlen und 

weitere 35.8 ~ der SChulen warden 21 bis 60 Schaler auCweisen. 

... 

- 119 -

90 Die Mitgliede~ dgr ministeriellen Arbeitsgruppe: 

HR Dr. Dieter ANTONI 

RR Dr. Walter BODNER 

VL GUnther BRUMMER 

VD Harianne ESSICH 

OR Hag. Kurt JÄGER 

VD Dr. Ernst JOPPICH 

BSI Werner KOCH 

VD Dr. Gerhard LENGAUER 

BSI Franz N(5STERER 

VL Andrea RIESS 

VD Gudrun SALZER 

BSI Johann SCHRATTENECKER 

LSI OStR 
Konrad SCHWEINSERGER 

OR Dr. Wilhelm WOLF 
(Leiter der AG) 

Abt. I des Zentrums CUr 
Schulversucbe und Schul­
entwiCklung des SMUtS 
UniversitAtsstraße 70 
9020 IClagenfurt 

Hinterstadt, Postfach 121, 
6370 titzbUhel 
Landesscbulrat rUr Tirol 

Sichlacb 25, 6345 K8ssen 
Landesschulrat CUr Tirol 

Volksschule Kalkle1ten, 
8045 Graz 
Landesschulrat C.Steiermark 

Abt. I des Zentrums CUr 
Schulversuche und Schul-· 
entwicklung des BHUKS 
UniversitAtsstraße 70 
9020 KlagenCurt 

Landesschulrat fUr N(5 

Claudiastraße 2, 6850 Dornbirn 
Landesschulrat rUr Vorarlberg 

Volksschule, 8131 R8thelstein 
Landesscnulrat rUr Steiermark 

BSR Freistadt, 4240 Freistadt 
Landesscnulrat rUr 00 

Volksschule, tindermarin­
gasse " 1170 Wien 
Stadtscbulrat rUr Wien 

Goberling 56, 7461 Goberling 
Landesscnulrat rUr Burgenland 

Oberer Stadtplatz 41, 
4780 ScnArding 
Landesscnulrat rUr 00 

Landesscnulrat rUr Salzburg 
Hozartplatz 8-10, 
5010 .Sahburg 

SMUKS, Abt. I/l 
Hlnoritenplatz 5, 1014 Wien 
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10. Abkürzungsverzeichnis 

AHS ••.• allgemeinbildende h5here Schule 

BAG Bezirksarbeitsgemeinschaft(en) 

BMUK(S) Bundesministerium für Unterricht, Kunst (und Sport) 

B-VG •.. Bundes-Verfassungsgesetz 

F5U •.•• F5rderunterricht 

HS •.••• Hauptschule 

LAG •..• Landesarbeitsgem~inschaft(en) 

LF .•... Lebende Fremdsprache 

LRST .•. Leiterreststunde(n) 

öIR •..• österreichisches Institut für Raumplanung 

PÄOAK .. Pldagogische Akademie 

PST Planstelle 

Rel Religion 

SchOG .. Schulorganisationsgesetz 

UE Unterrichtseinheit(en) 

uU unverbindlichd Ubung(en) 

VS Volksschule 

WE 

WG 

Werkerziehung 

weniggegliederte (Grundschule(n) 
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